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ÖFFENTLICHE BEKANNTMACHUNG 
der Stadt Hagen 

Gemäß §§ 28 Absatz 1 Satz 1, 28a sowie des § 33 des Infektions-
schutzgesetzes (IfSG) vom 20. Juli 2000 (BGBl. I S. 1045), von denen § 
28 Absatz 1 Satz 1 zuletzt durch Artikel 1 Nummer 16 des Gesetzes 
vom 18. November 2020 (BGBl. I S. 2397) geändert, § 28 Absatz 1 
Satz 2 durch Artikel 1 Nummer 6 des Gesetzes vom 27. März 2020 
(BGBl. I S. 587) neu gefasst und § 28a durch Artikel 1 Nummer 17 des 
Gesetzes vom 18. November 2020 (BGBl. I S. 2397) ein-gefügt und § 
33 durch Artikel 1 Nummer 12 des Gesetzes vom 10. Februar 2020 
(BGBl. I S. 148) neu gefasst worden ist, in Verbindung mit § 3 Absatz 2 
Nr. 2 des Infektionsschutz- und Befugnisgesetzes (IfSGB-NRW) vom 
14. April 2020 (GV. NRW. S. 218b), § 16 Absatz 2 der Coronaschutz-
verordnung (CoronaSchVO) vom 07. Januar 2021 in der ab 25.Januar 
gültigen Fassung, erlässt die Stadt Hagen folgende 
 

Allgemeinverfügung 
 
1. Innerhalb von Kindertageseinrichtungen, Kindertagespflegestellen 

und heilpädagogischen Kindertageseinrichtungen haben erwach-
sene Personen während des Aufenthaltes in der Einrichtung eine 
medizinische Maske zu tragen, sofern ein Abstand zu anderen 
Personen von 1,50 Metern nicht verlässlich eingehalten werden 
kann. Dies gilt ausdrücklich auch beim Umgang mit zu betreuenden 
Kindern. 

 
2. Die Anzahl der an einer Bestattung oder einem Totengebet unter 

freiem Himmel teilnehmenden Personen darf dreißig nicht über-
schreiten. Bei der Berechnung der Personenzahl werden Kinder bis 
zu einem Alter von einschließlich 14 Jahren nicht mitgezählt. 

 
3. Die Verpflichtung zum Tragen einer medizinischen Maske besteht 

unabhängig von der Einhaltung eines Mindestabstands und unab-
hängig von einer Abtrennung durch Glas oder Plexiglas auch für 
Beschäftigte im Einzelhandel. 

 
4. Die Verpflichtung zum Tragen einer medizinischen Maske besteht 

auch für Berufskraftfahrer im Personennahverkehr. 
 
5. Beim Betreten von Räumen, die dem Aufenthalt von Patientinnen 

und Patienten oder Bewohnerinnen und Bewohnern dienen, ist von 
allen Beschäftigten der Voll- und Teilzeitpflege, von ambulanten 
Pflegediensten sowie von Beschäftigten in besonderen Wohn-
formen der Eingliederungshilfe eine FFP-2-Maske zu tragen. 

 
6. Auch asymptomatische Bewohnerinnen und Bewohner in Pflege-

heimen sowie betreute Personen in Einrichtungen werden bei 
Neuaufnahme aus dem häuslichen Umfeld oder bei Verlegung bzw. 
Rückverlegung aus dem Krankenhaus für 7 Tage in Einzelunter-
bringung isoliert untergebracht und mindestens zum Ende dieses 
Zeitraums auf COVID-19 getestet. 

 
7. Im nachfolgend genannten Bereich der Hagener Innenstadt sind 

Personen zum Tragen einer Alltagsmaske verpflichtet: 
 

Berliner Platz (Bahnhofsvorplatz) 
 

Graf-von-Galen-Ring von Bahnhofstraße bis Martin-Luther-Straße 
 

Bahnhofstraße von Graf-von-Galen-Ring bis Stresemannstraße 
 
Dies gilt montags bis samstags in der Zeit von 07.00 – 22.00 Uhr. 
 
An bereitgestellten Aschenbechern ist das Rauchen gestattet. 
Außerdem ist der Verzehr von Nahrungsmitteln nur im Stehen oder 
Sitzen ohne Mund-Nasen-Schutz gestattet. 
 
Dies gilt nicht für Kinder bis zum Schuleintritt und Personen, die aus 
medizinischen Gründen keine Mund-Nase-Bedeckung tragen können. 
Diese sind auf Verlangen durch ein ärztliches Zeugnis nachzuweisen. 
 

8. Diese Anordnung ist sofort vollziehbar. 
 
9. Diese Allgemeinverfügung tritt am 01.02.2021 in Kraft und gilt bis 

zum 14.02.2021. 
 
Rechtsgrundlagen: 
 

- § 28 Abs. 1 Infektionsschutzgesetz (IfSG) vom 20.07.2000 (BGBl. I 
S. 1045) – iFSG 

- § 28a Infektionsschutzgesetz (IfSG) vom 18.November 2020 (BGBl. 
I S. 2397) 

- § 16 Abs. 2 der Verordnung zum Schutz vor Neuinfektionen mit 
dem Coronavirus SARS- CoV-2 (Coronaschutzverordnung - 
CoronaSchVO) vom 07. Januar 2021 

- § 3 Infektionsschutz- und Befugnisgesetz (ZVO-lfSG) vom 
14.04.2020 (GV.NRW. S. 218) 

- § 28 Abs. 3 in Verbindung mit § 16 Abs. 8 IfSG 
 
Begründung: 
 

Mit Blick auf die derzeitige Infektionswelle durch das Coronavirus in 
Deutschland wird durch das Robert-Koch-Institut eine nach wie vor sehr 
hohe Gefährdungslage in Bezug auf die Verbreitung des Virus ange-
nommen. Um das Gesundheitswesen nicht zu überlasten und die 
erforderlichen Kapazitäten für die Behandlung der Erkrankten, aber 
auch sonstige Krankheitsfälle bereit zu halten und die erforderliche Zeit 
für die Entwicklung bislang nicht vorhandener Therapeutika und Impf-
stoffe zu gewinnen, ist es notwendig, den Eintritt von weiteren SARS-
CoV-2-lnfektionen zumindest zu verzögern. 
Bei SARS-CoV-2 handelt es sich um einen Krankheitserreger im Sinne 
des § 2 Nr. 1 IfSG. Der Virus wird von Mensch zu Mensch übertragen. 
Hauptübertragungsweg ist die Tröpfcheninfektion. Dies kann direkt von 
Mensch zu Mensch über die Schleimhäute der Atemwege geschehen 
oder auch indirekt über Hände, die dann mit Mund- oder Nasenschleim-
haut sowie der Augenbindehaut in Kontakt gebracht werden. Das Risiko 
einer Ansteckung mit dem COVID-19 Virus ist bei Veranstaltungen mit 
einer hohen Besucherzahl oder in den Fällen, in denen sich Personen 
sehr nahe kommen, deutlich erhöht und es besteht die Gefahr, dass 
sich Infektionen in der weiteren Bevölkerung verbreiten. 
 

Nach der Einschätzung des Robert-Koch-Institutes (RKI) sind zur Be-
wältigung der aktuellen Weiterverbreitung des COVID-19 Virus 
„massive Anstrengungen auf allen Ebenen des Öffentlichen Gesund-
heitsdienstes erforderlich“. Es wird das Ziel verfolgt, die Infektionen in 
Deutschland so früh wie möglich zu erkennen und die weitere Aus-
breitung des Virus so weit wie möglich zu verzögern. Damit sind ge-
samtgesellschaftliche Anstrengungen wie die Reduzierung von sozialen 
Kontakten mit dem Ziel der Vermeidung von Infektionen im privaten, 
beruflichen und öffentlichen Bereich verbunden. Daraus lässt sich 
ableiten, dass gerade Veranstaltungen mit hohen Besucherzahlen oder 
einer besonderen Struktur der zu erwartenden Besucher sowie 
Begegnungen mit einem hohen Gefährdungspotential, sei es der Struk-
tur der erwarteten Besucher oder der Gegebenheiten unterbleiben 
müssen. Nur so kann erreicht werden, dass eine Weiterverbreitung der 
Infektionen mit dem SARS-CoV-2 Virus in der Bevölkerung verhindert 
wird oder zumindest verlangsamt wird. 
 

Die Stadt Hagen ist als örtliche Ordnungsbehörde für die Anordnung 
und Durchführung des Infektionsschutzgesetzes für das Ergreifen 
dieser Maßnahmen zuständig (§ 3 ZVO IfSG). 
 

Gem. § 28 Abs. 1, Satz 1,2 IfSG trifft die zuständige Behörde die 
notwendigen Schutzmaßnahmen, wenn Kranke, Krankheitsverdächtige, 
Ansteckungsverdächtige oder Ausscheider festgestellt werden, oder 
sich ergibt, dass ein verstorbener Kranker, Krankheitsverdächtiger oder 
Ausscheider war, soweit und solange es zur Verhinderung der Ver-
breitung übertragbarer Krankheiten erforderlich ist.  
 

Die bisherigen Erfahrungen in der Bundesrepublik und in anderen 
Staaten zeigen, dass die exponentiell verlaufende Verbreitung des 
besonders leicht im Wege der Tröpfcheninfektion und über Aerosole 
von Mensch zu Mensch übertragbaren Virus nur durch eine strikte 
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Minimierung der physischen Kontakte zwischen den Menschen einge-
dämmt werden kann.  
Daher müssen Kontakte, die potentiell zu einer Infektion führen, 
zeitweise systematisch reduziert werden. Nur so werden eine Unter-
brechung der Infektionsketten und ein Einhegen der Situation wieder 
möglich (vgl. auch Gemeinsame Erklärung der Präsidentin der 
Deutschen Forschungsgemeinschaft und der Präsidenten der 
Fraunhofer-Gesellschaft, der Helmholtz-Gemeinschaft, der Leibniz-
Gemeinschaft, der Max-Planck-Gesellschaft und der Nationalen 
Akademie der Wissenschaften Leopoldina – Coronavirus-Pandemie). 
Eine zeitlich befristete, erhebliche und zugleich zielgerichtete Ein-
schränkung persönlicher Kontakte ist nach den Erfahrungen aus der 
ersten Welle der Coronavirus-Pandemie im Frühjahr 2020 geeignet, die 
bei weiter steigenden Infektionszahlen bestehende konkrete Gefahr 
einer Überlastung des Gesundheitssystems abzuwenden.  
 

Insbesondere ist es aufgrund der aktuell wieder steigenden Infektions-
zahlen in Hagen in den vergangenen Tagen, des anhaltend hohen 
Niveaus des Inzidenzwertes und der weiterhin dynamischen Ent-
wicklung erforderlich, weitere kontaktreduzierende Maßnahmen zur 
Verzögerung der Ausbreitung zu ergreifen und Infektionsketten zu 
unterbrechen. 
 

Die angeordnete Verpflichtung zum Tragen einer medizinischen Maske 
innerhalb von Kindertageseinrichtungen, Kindertagespflegestellen und 
heilpädagogischen Kindertageseinrichtungen beim Umgang mit zu 
betreuenden Kindern trägt im besonderen Maße der Erkenntnis 
Rechnung, dass Infektionen zunehmend nicht mehr auf ein konkret 
bestimmbares Zusammentreffen vieler Menschen z.B. bei größeren 
Feierlichkeiten oder vergleichbaren Großereignissen zurückgeführt 
werden können, sondern vielmehr anzunehmen ist, dass es auch in 
einzelnen Gruppen von zu betreuenden Kindern mit einer hohen 
Personendichte zu Ansteckungen gekommen ist. 
 

Gleiches gilt für die angeordnete Reduzierung der Teilnehmerzahl an 
Bestattungen oder Totengebeten auf maximal dreißig. Auch diese trägt 
in besonderem Maße dazu bei, das Ansteckungsrisiko auch innerhalb 
einzelner Personengruppen oder -ansammlungen zu minieren. Die 
Erfahrungen bei Bestattungen oder Totengebeten haben gezeigt, dass 
hier nicht durchgehend von der Einhaltung eines Mindestabstands 
auszugehen ist. 
 

Das Tragen einer medizinischen Maske unter Ziffer 3 und 4 dieser 
Verfügung bezieht sich auf aktuell bekannt gewordenen positive Fälle 
im Einzelhandel und im Öffentlichen Personennahverkehr, die durch 
das Tragen einer solchen Maske in den dort angesprochenen Be-
reichen verhindert worden wären. Hier hat sich gezeigt, dass ein bloßes 
Vorhandensein von Glas oder Plexiglas eine Infektion nicht komplett 
ausschließen können. 
 

Die immer noch zu verzeichnenden Ansteckungen innerhalb von 
Pflegeheimen, ambulanten Pflegediensten sowie bei Beschäftigten in 
besonderen Wohnformen der Eingliederungshilfe haben mich dazu 
veranlasst, auch dort die Maskenpflicht zu verschärfen. Durch das 
generelle Tragen einer FFP-2-Maske beim Betreten von Räumlich-
keiten, die dem Aufenthalt von Patientinnen und Patienten oder Be-
wohnerinnen und Bewohnern dienen, soll eine Weiterverbreitung ver-
hindert werden. 
Als zusätzliche Maßnahme werden auch asymptomatische Bewohne-
rinnen und Bewohner sowie betreute Personen in Einrichtungen bei 
Neuaufnahme aus dem häuslichen Umfeld oder bei Verlegung bzw. 
Rückverlegung aus dem Krankenhaus für 7 Tage in Einzelunter-
bringung isoliert untergebracht. Damit werden Ansteckungen innerhalb 
der Pflegeheime eingedämmt und weitere Ausbrüche verhindert. 
 

Auch die angeordnete Verpflichtung zum Tragen einer Mund-Nasen-
Bedeckung im direkten Umfeld des Hagener Hauptbahnhofes trägt 
dazu bei, dass es in diesem Bereich durch die Nutzerinnen und Nutzer 
des ÖPNV stark frequentierten Bereich nicht zu weiteren Ansteckungen 
kommt. 

Unter den mir zur Verfügung stehenden Schutzmaßnahmen sind die 
getroffenen Anordnungen die einzig möglichen wirksamen und verhält-
nismäßigen Schutzmaßnahmen, die zur Verfügung stehen. 
 

Gegenüber eines bei einem Unterbleiben der Anordnungen zu er-
wartenden verschärften Lockdowns und einschneidenden Quarantäne-
Maßnahmen im Pflegebereich mit weiterführenden Einschränkungen 
des sozialen Lebens der pflegebedürftigen Personen stellen die ange-
ordneten Maßnahmen ein geringeres Maß an Einschränkung dar. 
 

Um das Ziel zu erreichen, die Verbreitung des Virus zu verzögern, sehe 
ich mich daher veranlasst, die oben genannten Maßnahmen zu treffen. 
 

Die Allgemeinverfügung ist kraft Gesetzes sofort vollziehbar nach § 28 
Abs. 3 in Verbindung mit § 16 Abs. 8 IfSG. Die Anfechtungsklage hat 
keine aufschiebende Wirkung. 
 

Diese Allgemeinverfügung tritt gemäß § 41 Abs. 4 Satz 3 und 4 VwVfG 
NRW am Tag nach der Bekanntmachung in Kraft. 
 
Rechtsbehelfsbelehrung: 
 

Gegen diese Allgemeinverfügung kann innerhalb eines Monats nach 
Bekanntgabe schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten der 
Geschäftsstelle Klage beim Verwaltungsgericht Arnsberg, Jägerstr. 1, 
59821 Arnsberg, eingereicht werden. 
Wird die Klage schriftlich erhoben, sollen ihr zwei Abschriften beigefügt 
werden. Sollte die Frist durch das Verschulden eines von Ihnen 
Bevollmächtigten versäumt werden, so würde dessen Verschulden 
Ihnen angerechnet werden. 
 

Hagen, 31.01.2021          Erik O. Schulz (Oberbürgermeister) 
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Aktuelle Ausschreibungen auf dem Vergabesatellit Metropole Ruhr 
(http://www.vergabe.metropoleruhr.de) 
                                                                                               

Leerrohrnetz Betriebshof WBH, Hagen, Eilper Str. 132-136 

Typ: VOB/A Ausschreibung 

Angebotsfrist/Teilnahmefrist: 25.02.2021 

Ausschreibende Stelle: Stadt Hagen - Vergabestelle Bauprojekte 

Ausschreibungs-ID: CXTJYY6YYMV 

 

Deckensanierung Haldener Straße 

Typ: VOB/A Ausschreibung 

Angebotsfrist/Teilnahmefrist: 04.02.2021 

Ausschreibende Stelle: Stadt Hagen - Vergabestelle Bauprojekte 

Ausschreibungs-ID: CXTJYY6YYM7 

 

Umstellung SAP Systemlandschaft auf S4/HANA 

Typ: VgV Ausschreibung 

Angebotsfrist/Teilnahmefrist: 16.02.2021 

Ausschreibende Stelle: Stadt Hagen - Vergabe, Beschaffung 

Ausschreibungs-ID: CXTJYYDYRQE 

 

Rheinstraße KAG 

Typ: VOB/A Ausschreibung 

Angebotsfrist/Teilnahmefrist: 18.02.2021 

Ausschreibende Stelle: Stadt Hagen - Vergabestelle Bauprojekte 

Ausschreibungs-ID: CXTJYY6YYM2 

 

Endausbau Große Brenne „Herbeck-West“ 

Typ: VOB/A Ausschreibung 

Angebotsfrist/Teilnahmefrist: 09.03.2021 

Ausschreibende Stelle: Stadt Hagen - Vergabestelle Bauprojekte 

Ausschreibungs-ID: CXTJYY6YYMT 

 

Vorführdrehleiter mit Beladung für die Feuerwehr der Stadt 
Hagen 

Typ: VgV Ausschreibung 

Angebotsfrist/Teilnahmefrist: 19.02.2021 

Ausschreibende Stelle: Stadt Hagen - Vergabe, Beschaffung 

Ausschreibungs-ID: CXTJYYRYYMD 

 

Abdichtungsarbeiten Dach und erdberührte Flächen 
Theodor-Heuss Gymnasium, Humpertstr. 19, 58097 Hagen 

Typ: VOB/A Ausschreibung 

Angebotsfrist/Teilnahmefrist: 25.02.2021  

Ausschreibende Stelle: Stadt Hagen - Vergabestelle Bauprojekte 

Ausschreibungs-ID: CXTJYY6YY44 

 

Schachtabdeckungen Jahresunterhaltung 2021 

Typ: VOB/A Ausschreibung 

Angebotsfrist/Teilnahmefrist: 25.02.2021 

Ausschreibende Stelle: Stadt Hagen - Vergabestelle Bauprojekte 

Ausschreibungs-ID: CXTJYY6YY4M 

 
Geschwindigkeitsüberwachungen im Hagener Stadtgebiet 
 

28. Januar 2021 – Auch in der Zeit vom 1. bis 13. Februar finden im 
Hagener Stadtgebiet wieder kommunale Geschwindigkeitsüber-
wachungen an Gefahrenstellen, Unfallschwerpunkten und in schutz-
würdigen Zonen statt. Geschwindigkeitskontrollen sind eine präventive 
Maßnahme, um mehr Sicherheit im Straßenverkehr zu erreichen. Die 
Überschreitung der zulässigen Höchstgeschwindigkeit ist weiterhin 
Unfallursache Nummer Eins. Die regelmäßige Überwachung gilt vor 
allem dem Schutz der schwächeren Verkehrsteilnehmer wie Fußgänger 
oder Radfahrer. Jeder Messpunkt wird weiterhin im Benehmen mit der 
Polizei festgelegt. Die Messstellen der kommenden Tage sind: 
 

01.02.2021 
Elseyer Straße, Heinrichstraße, Cunostraße, Schälk 
02.02.2021 
Funckestraße, Eppenhauser Straße, Berchumer Straße, Iserlohner 
Straße, Königsberger Straße, Oeger Straße, Alleestraße, Thünenstraße 
 

03.02.2021 
Letmather Straße, Rembergstraße, Alemannenweg, Stadionstraße, Im 
Weinhof, Im Kley, Karl-Ernst-Osthaus-Straße, Im Alten Holz 
 

04.02.2021 
Hasselbach, Oststraße, Am Berge, Am Berghang, Haldener Straße, 
Schwelmstück, Beethovenstraße, Gotenweg 
 

05.02.2021 
Im Kley, Heidestraße, Gabelsbergerstraße, Steltenbergstraße, 
Hochstraße, Brahmsstraße, Alte Heerstraße, Obernahmerstraße 
 

06.02.2021 
Bergischer Ring, Lenneuferstraße, Feithstraße, Auf dem Lölfert 
 

08.02.2021 
Berliner Straße, Krambergstraße, Blumenstraße, Eugen-Richter-Straße 
 

09.02.2021 
Harkortstraße, Voerder Straße, Buschstraße, Eckeseyer Straße, 
Vossacker, Ribbertstraße 
 

10.02.2021 
Oedenburgstraße, Metzer Straße, Grundschötteler Straße, 
Hestertstraße, In der Welle, Dahler Straße, Am Karweg, Birkenstraße 
 

11.02.2021 
Schlesierstraße, Helfer Straße, Silscheder Straße, Schwerter Straße, 
Overbergstraße, Heubingstraße, Büddingstraße 
 

12.02.2021 
Stormstraße, Ährenstraße, Büddingstraße, Eugen-Richter-Straße 
 

13.02.2021 
Volmeabstieg, Osthofstraße, Kölner Straße, Höxterstraße 
 

Darüber hinaus muss im gesamten Stadtgebiet mit weiteren Kontrollen 
durch das Ordnungsamt gerechnet werden. Die stationären Geschwin-
digkeitsüberwachungen sowie die möglichen mobilen Messplätze sind 
auch im Stadtplan auf www.hagen.de/blitzer einzusehen. Hier stehen 
nun auch weitere Informationen wie Begründungen für die jeweiligen 
mobilen Messstellen zur Verfügung, beispielsweise Schulwegsicherung, 
Kindergarten oder Gefahrenstelle. 
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